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12⁵ Verordnung 


über den Zahlungsverkehr mit dem Auslande 
(Guldenſchutzverordnung). 
17. Juli 1935. 
Bom 24. Juni 1939. 
Auf Grund des § 1 Ziffer 63 und 89 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 


Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Abſchnitt ! 
Allgemeines 
8 1 
(1) Zur Durchführung der Guldenihußverordnung wird bei der Bank von Danzig eine Über⸗ 
wachungsſtelle für den Zahlungsverkehr mit dem Auslande (im folgenden Überwachungsſtelle genannt) 
eingerichtet. 
(2) Der Leiter der Überwachungsſtelle wird von dem Präſidenten der Bank von Danzig, die 
Angeſtellten werden von dem Leiter unter Zuſtimmung des Präſidenten der Bank von Danzig beſtellt. 
(3) Die Überwachungsſtelle führt ein Dienſtſiegel. 
(4) Die Koſten der Überwachungsſtelle trägt die Freie Stadt Danzig nach Maßgabe eines für ſie 
aufzuſtellenden und vom Senat zu genehmigenden Haushaltsplanes. 


82 
(1) Die berwachungsſtelle kann von jedermann Auskünfte verlangen, die ſich auf Geſchäfte oder 
Handlungen beziehen, die nach dieſer Verordnung oder einer Durchführungsverordnung Beſchränkungen 
unterworfen oder verboten ſind. Auf Verlangen ſind die Bücher und ſonſtigen Belege vorzulegen. 
Die Überwachungsſtelle kann ferner das perſönliche Erſcheinen eines Auskunftspflichtigen verlangen. 
(2) Die Richtigkeit einer Auskunft iſt der Uberwachungsſtelle gegenüber auf Verlangen an Eides- 
ſtatt zu verſichern. 
83 
Sämtliche bei der Überwachungsſtelle tätigen Perſonen find zur Verſchwiegenheit verpflichtet. Sie 
dürfen Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſe, die ſie bei Wahrnehmung ihres Dienſtes erworben haben, 
nicht unbefugt verwerten. 
8 4 


(1) Die Überwadhungsitelle iſt nicht berechtigt, in die ihr eingereichten Nachweiſungen und Unter⸗ 
lagen eine andere Verwaltungsbehörde Einſicht nehmen zu laſſen oder die ihr überlaſſenen Nach— 
weiſungen und Unterlagen einer anderen Behörde auszuhändigen. 

(2) Die Beſtimmung des Abſ. 1 gilt nicht für Tatbeſtände, die Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften dieſer Verordnung enthalten, hinſichtlich der Weitergabe an die zur Verfolgung derartiger 
ſtrafbarer Handlungen beſtimmten Behörden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 2. 7. 1939.) 


85 
Die Überwahungsitelle kann Richtlinien erlaſſen, die mit bindender Wirkung Vorſchriften dieſer 
Verordnung und der Durchführungsverordnungen auslegen. 


Begriffs beſtimmungen 
8 6 

(1) Inländer im Sinne dieſer Verordnung ſind natürliche und juriſtiſche Perſonen, die ihren 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung im Inland haben; Zweignieder⸗ 
laſſungen eines ausländiſchen Unternehmens im Inland und inländiſche Betriebe eines Ausländers 
gelten ohne Rüdjiht darauf, ob fie rechtlich ſelbſtändig ſind oder nicht, als Inländer, auch wenn ſich 
der Ort ihrer Leitung im Ausland befindet. 

(2) Ausländer im Sinne dieſer Verordnung ſind natürliche und juriſtiſche Perſonen, die ihren 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Ort der Leitung im Ausland haben; Zweignieder⸗ 
laſſungen eines inländiſchen Unternehmens im Ausland und ausländiſche Betriebe eines Inländers 
gelten ohne Rückſicht darauf, ob ſie rechtlich ſelbſtändig ſind oder nicht, als Ausländer, wenn ſich nicht 
der Ort ihrer Leitung im Inland befindet. 


8 7 
Zahlungsmittel im Sinne dieſer Verordnung ſind Geldſorten (Münzgeld, Banknoten, Papiergeld 
und dergleichen), Auszahlungen, Anweiſungen, Schecks und Wechſel. 


8 8 
Inländiſche Zahlungsmittel im Sinne dieſer Verordnung ſind Zahlungsmittel, die auf inländiſche 
Währung (Gulden) lauten. 
89 
Deviſen im Sinne dieſer Verordnung ſind ausländiſche Zahlungsmittel, Edelmetalle und Forde⸗ 
rungen in ausländiſcher Währung, und zwar ſind: 
a) ausländiſche Zahlungsmittel: 
Zahlungsmittel, die auf eine ausländiſche Währung lauten; 
b) Edelmetalle: 
außer Kurs geſetzte oder nicht mehr kursfähige Goldmünzen, Feingold und legiertes Gold 
(roh oder als Halbmaterial), Silber, Platin und Platinmetalle in den im Handel mit 
ſolchen Metallen üblichen Formen (roh oder als Halbmaterial); 
c) Forderungen in ausländiſcher Währung: 
auf ausländiſche Währung lautende Forderungen eines Inländers gegen einen Inländer 
oder Ausländer. Hierunter fallen auch Wertpapiere ($ 10), die auf ausländiſche Währung 
lauten. 
8 10 
Wertpapiere im Sinne dieſer Verordnung ſind Urkunden, die ihrer Art nach für den Handel an 
einer Wertpapierbörſe geeignet ſind (feſtverzinsliche Werte, Aktien und ähnliche Wertpapiere ſowie 
Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine). 
8 11 
Freie Ausländer-Guldenkonten im Sinne dieſer Verordnung ſind Guldenkonten eines Ausländers 
bei einer Deviſenbank oder dem Poſtſcheckamt, über die im Rahmen der Beſtimmungen dieſer Ver⸗ 
ordnung ohne Genehmigung verfügt werden kann. Der Erwerb von Deviſen bedarf der Genehmigung 
der Überwachungsſtelle. 
8 12 
Geſperrte Ausländer-Guldenkonten im Sinne dieſer Verordnung ſind Guldenkonten eines Aus⸗ 
länders bei einer Deviſenbank oder dem Poſtſcheckamt, über die nur mit Genehmigung der Über⸗ 
wachungsſtelle verfügt werden darf. 
8 13 
Deviſenbanken find Kreditinſtitute, denen die Bank von Danzig nach $ 15 Abſ. 2 das Recht ver— 
liehen hat, Deviſen für Rechnung der Bank von Danzig zu erwerben oder zu veräußern. 


8 14 
Die Überwachungsſtelle kann mit bindender Wirkung feſtſtellen, ob eine Perſon oder ein Gegen— 
ſtand den Begriffsbeſtimmungen dieſer Verordnung entſpricht, insbeſondere, ob eine Perſon Inländer 
oder Ausländer iſt. 
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Abſchnitt II 
Genehmigungsbedürftige Handlungen und Verbote 
8 15 

(1) Deviſen dürfen gegen inländiſche Zahlungsmittel nur von der Bank von Danzig erworben und 
nur an die Bank von Danzig veräußert werden. i 

(2) Die Bank von Danzig kann Kreditinſtituten das Recht verleihen, Deviſen für Rechnung 
der Bank von Danzig gegen inländiſche Zahlungsmittel zu erwerben oder zu veräußern. Deviſen⸗ 
banken müſſen ein Girokonto bei der Bank von Danzig unterhalten. Die Bank von Danzig kann für 
die Führung dieſes Kontos beſondere Bedingungen feſtſetzen. Sie kann Deviſenbanken ſonſtige Auf- 
lagen machen. 

(3) Kreditinſtituten kann die Eigenſchaft einer Deviſenbank jederzeit aberkannt werden. 


$ 16 
Termingeſchäfte über Deviſen gegen inländiſche Zahlungsmittel ſind verboten. 


8 17 f 

Mährend der Geltungsdauer dieſer Verordnung bleibt die Deviſenbörſe geſchloſſen. An Stelle 
der an der Deviſenbörſe notierten Kurſe treten die von der Bank von Danzig feſtzuſetzenden Deviſen⸗ 
kurſe. 

§ 18 

(J) Deviſen dürfen gegen inländiſche Zahlungsmittel zu keinem höheren als dem letztbekannten, 
von der Bank von Danzig feſtgeſetzten Briefkurs erworben oder veräußert werden. 

(2) Die Bank von Danzig kann Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſ. 1 zulaſſen. 


8 19 
Als Deviſenkurſe des Inlandes dürfen nur die von der Bank von Danzig feſtgeſetzten Kurſe 
veröffentlicht werden. 


8 20 
(1) Deviſen dürfen gegen inländiſche Zahlungsmittel nur mit Genehmigung der Überwachungs⸗ 
ſtelle erworben werden. 
(2) Genehmigungspflichtig ſind auch folgende erwerbsähnliche Rechtsgeſchäfte, bei denen 

a) für eine Forderung in inländiſcher Währung gegen einen Inländer oder Ausländer Deviſen 
an Erfüllungs Statt oder erfüllungshalber entgegengenommen werden; 

b) für eine Forderung gegen einen Inländer oder Ausländer, die auf Deviſen lautet, inlän⸗ 
diſche Zahlungsmittel an Erfüllungs Statt oder erfüllungshalber entgegengenommen 
werden; 

c) eine Forderung in inländiſcher Währung gegen einen Inländer oder Ausländer in eine 
Forderung, die auf Deviſen lautet, umgewandelt wird; 

d) eine Forderung gegen einen Inländer oder Ausländer, die auf Deviſen lautet, in eine For⸗ 
derung in inländiſcher Währung umgewandelt wird; 

e) eine Forderung in inländiſcher Währung gegen einen Inländer oder Ausländer durch 
eine Forderung, die auf Deviſen lautet, im Wege der Verpfändung, Abtretung oder in 
ſonſtiger Weile geſichert wird; 

f) eine Forderung gegen einen Inländer oder Ausländer, die auf Deviſen lautet, durch eine 
Forderung in inländiſcher Währung im Wege der Verpfändung, Abtretung oder in ſon⸗ 
ſtiger Weiſe geſichert wird. f 

(3) Soweit an Rechtsgeſchäften im Sinne des Abſ. 2 Kreditinſtitute beteiligt ſind, iſt für die 
Erteilung der Genehmigung die Bank von Danzig zuſtändig. 


8 21 
(1) Kreditinſtitute dürfen Ausländern Kredite jeder Art in in- oder ausländiſcher Währung nur 
mit Genehmigung der Bank von Danzig einräumen; hierunter fallen nicht Guthaben von Kredit⸗ 
inſtituten bei ausländiſchen Kreditinſtituten und Poſtſcheckämtern. 
(2) Kreditinſtitute dürfen Inländern Kredite jeder Art in ausländiſcher Währung nur mit Ge⸗ 
nehmigung der Bank von Danzig einräumen. 
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(3) Bei Inkrafttreten der Verordnung bereits eingeräumte Kredite im Sinne der Abſ. 1 und 2 
bedürfen der Genehmigung nur dann, wenn die Bedingungen eines Kredites nach Inkrafttreten der 
Verordnung geändert oder nicht eingehalten werden. 

8 22 

(1) Kreditinſtitute dürfen Inländern Kredite jeder Art in inländiſcher Währung gegen Beſtel⸗ 
lung von Sicherheiten in Deviſen, insbeſondere im Wege der Verpfändung oder Abtretung, nur mit 
Genehmigung der Bank von Danzig einräumen; dies gilt auch für diejenigen Fälle, in denen ſolche 
Sicherheiten den Kreditinſtituten lediglich auf Grund ihrer allgemeinen Geſchäftsbedingungen haften. 

(2) Bei Inkrafttreten der Verordnung bereits eingeräumte Kredite im Sinne des Abſ. 1 ſind 
abzuwickeln, ſoweit die Bank von Danzig nicht die Weiterführung der Kredite geſtattet. 


8 23 

(1) Inländiſche Zahlungsmittel und auf Gulden lautende Wertpapiere dürfen nur mit Geneh⸗ 
migung der Überwachungsſtelle in das Ausland oder das Danziger Freihafengebiet verſandt oder 
überbracht werden. 

(2) Inländiſche Zahlungsmittel und auf Gulden lautende Wertpapiere dürfen nicht in Poſt⸗ 
ſendungen irgendwelcher Art in das Ausland oder das Danziger Freihafengebiet verſandt werden. 

(3) Die Poſtverwaltung darf Wert⸗ und Einſchreibeſendungen mit inländiſchen Zahlungsmit⸗ 
teln und auf Gulden lautenden Wertpapieren zur Beförderung nur annehmen, wenn der Einlieferer 
die Genehmigung der Überwachungsſtelle zur Verſendung vorlegt. Alle Wert- und Einſchreibeſen⸗ 
dungen ſind zur Prüfung des Inhalts offen einzuliefern und in Gegenwart des Beamten zu ver⸗ 
ſchließen und gegebenenfalls zu verſiegeln. Die Überwachungsſtelle kann Ausnahmen zulaſſen; ſie 
kann dieſe Ausnahmen mit Auflagen verſehen. In anderen Sendungen iſt die Verſendung dieſer 
Werte mit der Poſt verboten (Abſ. 2). 

8 24 

(1) Zu Reiſezwecken dürfen von einem Inländer innerhalb eines Kalendermonats ausländiſche 
Zahlungsmittel im Werte bis zu 50 Gulden ohne Genehmigung erworben und in das Ausland ver- 
bracht werden (Reifefreigrenge). Für Lire- oder Zloty- Zahlungsmittel erhöht ſich die Freigrenze auf 
500 Gulden, für Reichsmark-Zahlungsmittel auf 750 Gulden. Statt ausländiſcher Zahlungsmittel 
dürfen auch inländiſche Zahlungsmittel bis zu 50 Gulden, jedoch nur in Metallgeld, ins Aus⸗ 
land verbracht werden. Die Reiſefreigrenze kann außer für den laufenden Monat zugleich für den 
folgenden Monat in Anſpruch genommen werden. 

(2) Zloty⸗Zahlungsmittel dürfen nur nach Polen verbracht werden. 

(3) Im Poſtzahlungsverkehr dürfen von einem Inländer oder Ausländer nach dem Auslande 
dem Werte nach bis zu 20 Gulden innerhalb eines Kalendermonats ohne Genehmigung überwieſen 
werden (Poſtfreigrenze). Im Verkehr mit Deutſchland, Italien und Polen erhöht ſich die Freigrenze 
auf den Wert von 50 Gulden. 

(4) Bei einem Inländer wird die Poſtfreigrenze auf die Reiſefreigrenze angerechnet. 

(5) Die Inanſpruchnahme beider Freigrenzen iſt im Reiſepaß oder einem anderen Ausweispapier 
einzutragen. 

8 25 

(1) Auf einem freien Ausländer-Guldenkonto darf die kontoführende Deviſenbank oder das Poſt⸗ 
ſcheckamt gutſchreiben: 

a) den Gulden-Gegenwert, den die Bank von Danzig oder eine Deviſenbank für den Ankauf 
von freien Deviſen zu Gunſten eines Ausländers zahlt; 

b) Guldenbeträge, die die Bank von Danzig mit der ausdrücklichen Beſtimmung, ſie auf 
einem freien Ausländer-Guldenkonto gutzuſchreiben, überweilt; 

e) Guldenbeträge, die von einem freien Ausländer-Guldenkonto auf ein anderes freies Aus⸗ 
länder⸗Guldenkonto überwieſen werden; 

d) den Gulden-Gegenwert eines Schecks, der auf ein freies Ausländer-Guldenkonto gezogen iſt. 

(2) Außer den in Abſ. 1 genannten Fällen dürfen Guldenbeträge auf einem freien Ausländer⸗ 
Guldenkonto nur mit Genehmigung der Überwachungsſtelle gutgeſchrieben werden. 

8 26 

Über fein freies Ausländer⸗Guldenkonto kann ein Ausländer ohne Genehmigung verfügen. Er 
kann insbeſondere auch auf ein anderes freies Ausländer-Guldenkonto Überweiſungen vornehmen, zu 
Laſten des Kontos Zahlungen an andere Ausländer im Inland leiſten, Schecks, die auf das Konto 
gezogen find, ins Ausland verſenden oder überbringen ſowie ſelbſt Beträge von dem Konto ab- 
heben. 
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8 27 

(1) Gutſchriften von Guldenbeträgen zu Gunſten eines Ausländers bei einer Deviſenbank oder 
dem Poſtſcheckamt, die nicht unter $ 25 fallen, dürfen nur auf geſperrtem Ausländer- Guldenkonto 
erfolgen. 

(2) Gutſchriften gemäß Abi. 1 haben für den Schuldner befreiende Wirkung. Lehnt der Gläubiger 
die Entgegennahme auf geſperrtem Ausländer-Guldenkonto ab, jo kann der Schuldner die Schuld bei 
einer Hinterlegungsſtelle (Hinterlegungsordnung vom 2. Februar 1939 — G. Bl. S. 37 —) mit 
befreiender Wirkung hinterlegen. f 

Ss 28 

Über ſein geſperrtes Ausländer-Guldenfonto darf ein Ausländer nur mit Genehmigung der 
Überwachungsſtelle verfügen. Das gleiche gilt für ein gemäß $ 27 Abſ. 2 entſtandenes Gulden⸗ 
guthaben eines Ausländers bei einer Hinterlegungsitelle. 


8 29 
(1) Folgende Zahlungen an einen Ausländer dürfen nur durch Einzahlung oder Überweiſung 
auf geſperrtes Ausländer-Guldenkonto geleiſtet werden: 

a) die Tilgung einer auf Gulden lautenden Forderung, die entſtanden iſt durch Veräußerung 
von inländiſchen Vermögensanlagen, insbeſondere von Wertpapieren, Grundſtücken, Anteilen 
an Kapitalgeſellſchaften (Aktien, Anteilen an Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, an 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und offenen Handelsgeſellſchaften); 

b) die Tilgung einer auf Gulden lautenden Forderung, die entſtanden iſt durch die Ver⸗ 
äußerung von Gegenſtänden, die zu einer Erbſchaft gehören; 

c) die Tilgung einer Forderung auf Rückzahlung von auf Gulden lautenden Wertpapieren; 

d) die Einlöſung von auf Gulden lautenden Zins- und Gewinnanteilſcheinen: 

e) die Zahlung von Dividenden und ſonſtigen Bezügen aus Anteilen an Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften; 

) die Zahlung von Zinſen aus Hypotheken und Grundſchulden; 

g) die Rückzahlung von Anteilen an Ka pitalgeſellſchaften, die Ausſchüttung oder Beleihung 
von Anteilen an Kapitalgeſellſchaften ſowie die Ausſchüttung oder Beleihung von Rüd- 
lagen der Kapitalgeſellſchaften, gleichviel aus welchem Rechtsgrunde und in welcher 
Rechtsform. 

(2) Die Beſtimmungen des Abſ. 1 finden auch Anwendung auf ſolche Zahlungen, die nach der 
Verordnung über die Verwendung des Guldens als Zahlungsmittel vom 22. März 1938 (G. Bl. S. 85) / 
24. Juni 1939 (G. Bl. S. 307) in Gulden zu bewirken ſind. 


— 


8 30 
(1) Verlegt ein Inländer ſeinen Wohnſitz in das Ausland, ſo werden mit dieſem Zeitpunkt 
ſeine Guldenkonten geſperrte Ausländer-Guldenkonten. 
(2) Verlegt ein Ausländer ſeinen Wohnſitz in das Inland, ſo darf er über ſeine geſperrten Aus⸗ 
länder-Guldenkonten nur mit Genehmigung der Überwachungsſtelle verfügen. 


8 31 
Wird durch den Bezug von Waren, die zum Verbrauch im Inland beſtimmt ſind, eine Ver⸗ 
pflichtung gegenüber einem Ausländer begründet, die in inländiſcher oder ausländiſcher Währung zu 
begleichen iſt, ſo iſt die Genehmigung der Überwachungsſtelle vor dem Eingehen der Verpflichtung 
einzuholen; das gleiche gilt für Verpflichtungen wechſelmäßiger Art. 


Abſchnitt III 


Strafbeſtimmungen 
8 32 

(1) Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werden mit Gefängnis und mit 
Geldſtrafe bis zu 100 000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen, in beſonders ſchweren Fällen mit 
Zuchthaus beſtraft. Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der vorſätzlich unrichtige oder unvollſtändige 
Angaben tatſächlicher Art macht oder benutzt, um für ſich oder einen anderen eine Genehmigung zu 
erſchleichen, die nach dieſer Verordnung erforderlich iſt. 

(2) Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

(3) Wird die Zuwiderhandlung nur fahrläſſig begangen oder ſind mildernde Umſtände vor⸗ 
handen, ſo tritt nur die Geldſtrafe ein. In beſonders leichten Fällen kann von Strafe abgeſehen werden. 
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(4) An Stelle einer nicht einbringlichen Geldſtrafe tritt eine Gefängnisſtrafe nach Maßgabe der 
beſtehenden Vorſchriften. 
8 33 
Eine Zuwiderhandlung liegt auch vor, wenn unter Ausnutzung von Geſtaltungsmöglichkeiten des 
bürgerlichen Rechts oder der in dieſer Verordnung aufgeſtellten Tatbeſtände ein Erfolg erzielt wird, 
der den mit dieſer Verordnung verfolgten Zwecken widerſpricht. 


5 8 34 

(1) Straffrei bleibt, wer in unverſchuldetem Irrtum über das Beſtehen oder die Anwendbarkeit 
der Vorſchriften dieſer Verordnung die Tat für erlaubt gehalten hat. 

(2) Wer aus Mangel an Sorgfalt, zu der er nach den Umſtänden verpflichtet und nach ſeinen 
perſönlichen Verhältniſſen fähig war, die Tat für erlaubt gehalten hat, wird wegen Fahrläſſigkeit 
beſtraft. 

8 35 . 

(1). Wird im Betrieb eines Unternehmens eine nach den $$ 32 bis 34 ſtrafbare Handlung 
begangen, ſo kann gegen den Inhaber oder Leiter eine Ordnungsſtrafe bis zu 100 000 Gulden feſt⸗ 
geſetzt werden, ſofern er nicht nachweiſt, daß er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Verhütung 
der ſtrafbaren Handlung angewandt hat. 

(2) Die Ordnungsſtrafe wird von der Über wachungsſtelle feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung it unan— 
fechtbar. 

8 36 

(1) Neben der Strafe können die Werte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, zu Gunſten 
der Freien Stadt Danzig eingezogen werden, auch wenn ſie dem Täter oder einem Teilnehmer nicht 
gehören; das gleiche gilt von den Werten, die durch die ſtrafbare Handlung gewonnen ſind. Iſt die 
Einziehung eines ſolchen Wertes nicht ausführbar, ſo kann auf Einziehung eines entſprechenden Geld— 
betrages erkannt werden; das Gericht kann dies auch nachträglich durch Beſchluß ausſprechen. 

(2) Iſt der Beſchuldigte abweſend oder kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt 
werden, ſo kann auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Einziehung ſelbſtändig durch Beſchluß des 
Gerichts ausgeſprochen werden. Gegen den Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


8 37 
Zur Aburteilung von Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung findet das Schnellverfahren 
nach $ 212 der Strafprozeßordnung (Verordnung zur Beſchleunigung der Aburteilung von Straftaten 
vom 19. Dezember 1933 — G. Bl. S. 630 —) auch dann ſtatt, wenn der Beſchuldigte ſich weder freiwillig 
ſtellt noch infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gericht zugeführt wird. 


8 38 

(1) Für die Verfolgung der nach dieſer Verordnung ſtrafbaren Handlungen iſt auch die Über⸗ 
wachungsſtelle zuſtändig. 

(2) Wenn der Beſchuldigte eine Zuwiderhandlung gegen dieſe Verordnung vorbehaltlos einräumt, 
kann er ji vor der Überwachungsſtelle der in einer Niederſchrift feſtzuſetzenden Strafe und der Ein⸗ 
ziehung unter Verzicht auf eine gerichtliche Entſcheidung ſofort unterwerfen. Die Unterwerfung ſteht 
einer rechtskräftigen Verurteilung gleich. 

(3) Die Vorſchriften der SS 429 und 440 des Steuergrundgeſetzes vom 22. Juni 1931 (G. Bl. 
S. 497) in der zur Zeit geltenden Faſſung finden ſinngemäß Anwendung. 


8 39 
» (1) Die Verordnung tritt am 26. Juni 1939 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über den 
Zahlungsverkehr mit dem Auslande vom 17. Juli 1935 (G. Bl. S. 845) in der zur Zeit geltenden 
Faſſung außer Kraft. 
(2) Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Verwal⸗ 
tungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung 
für erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 


Danzig, den 24. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
34292 Huth Dr. Hoppenrath 
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126 Verordnung 
über die Verwendung des Guldens als Zahlungsmittel. 
on 22. März 1938. 
24. Juni 1939. 
um dem Gulden, der gemäß Artikel 1 des Geſetzes zur Einführung der Guldenwährung im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig vom 20. November 1923 (G. Bl. S. 1299) als alleiniges geſetz⸗ 
liches Zahlungsmittel gilt, die ihm gebührende Stellung als Währungsgeld im inländiſchen Zahlungs» 
verkehr zu gewährleiſten, wird auf Grund des § 1 Ziffer 63, 65, 70 und des 8 2 des Geſetzes zur 
Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur 
Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) folgendes mit Geſetzeskraft ver- 
ordnet: 
8 1 


(1) Es iſt verboten — ſoweit nicht der $ 2 Ausnahmen zuläßt —, bei Verträgen über die Herſtellung 
und den Verkauf von Waren und ſonſtigen Sachen ſowie über gewerbliche Leiſtungen das Entgelt 
in anderer Währung als Gulden zu vereinbaren, ſofern beide Vertragsteile ihren Wohnſitz oder Sitz 
im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben und die Herſtellung, der Verkauf oder die gewerblichen 
Leiſtungen zum Gebrauch oder Verbrauch im Inlande erfolgen. 

(2) Die Zahlung des Entgelts darf nur in Gulden erfolgen; es iſt verboten, ausländiſche Zah⸗ 
lungsmittel an Zahlungs Statt anzubieten oder entgegenzunehmen. 

(3) Die Bank von Danzig kann von den Beſtimmungen des § 1 auf Antrag Ausnahmen zulaſſen: 
ſie kann ihre Entſcheidungen mit Auflagen verſehen. 


82 

Es iſt verboten, im Einzelhandel (d. h. dem an Letztverbraucher verkaufenden Handel) Preiſe in 
anderer Währung als Gulden auszuzeichnen oder Waren in anderer Währung als Gulden zu ver⸗ 
kaufen; jedoch iſt es dem Verkäufer geſtattet, ausländiſche Zahlungsmittel, die der Käufer anbietet, 
an Zahlungs Statt anzunehmen. Das gleiche gilt für alle gewerblichen Leiſtungen, welche handwerks⸗ 
mäßig erfolgen, für den Geſchäftsverkehr im Gaſt- und Schankwirtsgewerbe, für die Veranſtaltung 
von Luſtbarkeiten, für Verkehrsunternehmungen jeder Art und für werbende Betriebe der Gemeinden 
und Gemeindeverbände. 


V 


83 

() Bei der Veräußerung von Grundſtücken, die im Gebiet der Freien Stadt Danzig belegen ſind, 
und bei der Veräußerung, Abtretung oder Tilgung von Rechten an ſolchen Grundſtücken einſchließlich 
der perſönlichen Forderungen (3. B. Hypotheken, Grundſchulden, Reallaſten) iſt es verboten, den Kauf⸗ 
preis oder das Abtretungsentgelt in anderer Währung als Gulden zu vereinbaren oder die Schuld in 
anderer Währung als Gulden zu tilgen. Das gleiche gilt hinſichtlich Miets- und Pachtzinſen für ſolche 
Grundſtücke, Wohnräume und andere Räume. 

(2) Die Zahlung des Kaufpreiſes, des Abtretungsentgeltes, der Schuld, der Miets⸗ und Pacht⸗ 
zinſen darf nur in Gulden erfolgen; es iſt verboten, ausländiſche Zahlungsmittel an Zahlungs Statt 
anzubieten oder entgegenzunehmen. E 

(3) Die Beſtimmungen der Abi. 1 und 2 finden keine Anwendung, ſoweit das Entgelt für die 
im Abf. 1 bezeichneten Leiſtungen in in dieſen Fällen üblichen Sachleiſtungen vereinbart wird, wie 
3. B. Altenteilen, Leibrenten, Ausgedingen, Wohnrechten; ſoweit dieſe in Geld beſtehen, gelten jedoch 
die Abſ. 1 und 2. 

(4) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 bis 3 finden auch auf abgeſchloſſene Verträge mit der Maß— 
gabe Anwendung, daß die Zahlungen in Gulden zu bewirken ſind. 

(5) Der Senat kann von den Beſtimmungen des $ 3 nach Anhörung der Bank von Danzig Aus- 
nahmen zulaſſen; er kann ſeine Entſcheidungen mit Auflagen verſehen. 


84 
(1) Es iſt verboten, 
a) das Entgelt aus nichtſelbſtändiger Arbeit im Sinne des § 19 (3. B.] des Einkommen- 
Gehälter, Löhne, Gratifikationen, Tantiemen, Ruhegelder), ſteuergeſetzes vom 
b) das Entgelt aus ſelbſtändiger Arbeit im Sinne des 818 Abſ. 1 Ziffer 1 10 84. S 7810 
und 3 (3. B. Einkünfte aus freien Berufen [Arzte, Rechtsanwälte, Schrift⸗[ in der zur geit 
ſteller uſw.], Vergütungen für Vermögensverwaltung, Aufſichtsratsbezüge geltenden Faſſung 


jeder Art), 
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des Ei 5 
c) Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des 8 20 Abi. 1 Ziffer 1 e 81 


und 3 (3. B. Dividenden und ſonſtige Bezüge aus Anteilen an Kapital⸗ 8.581) in ber zur ei 
geſellſchaften, Zinſen aus Hypotheken und Grundſchulden), | geltenden Faſſung 
d) den Kaufpreis für Anteile an Kapitalgeſellſchaften (Aktien, Anteile an Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung, an Erwerbs: und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften und an offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaften) 
in anderer Währung als Gulden zu vereinbaren, ſofern beide Teile (Zahlungsverpflichteter und Zah⸗ 
lungsempfänger) ihren Wohnſitz oder Sitz im Gebiet der Freien Stadt Danzig haben. Das gleiche 
gilt für die Rückzahlung der unter d) bezeichneten Kapitalanteile und die Ausſchüttung von Rücklagen, 
gleichviel aus welchem Rechtsgrunde und in welcher Rechtsform ſie erfolgen, ſowie für die Beleihung 
ſolcher Kapitalanteile und Ausſchüttungen. 

(2) Die Beſtimmungen des Ab. 1 gelten hinſichtlich der Aufſichtsratsbezüge ſowie hinſichtlich der 
in den Buchſtaben e) und d) genannten Fälle auch dann, wenn der Zahlungsempfänger ſeinen Wohnſitz 
oder Sitz im Auslande hat. 

(3) Zahlungen in den Fällen der Abſ. 1 und 2 haben in Gulden zu erfolgen; es iſt verboten, 
ausländiſche Zahlungsmittel an Zahlungs Statt anzubieten oder entgegenzunehmen. 

(4) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 bis 3 finden auch auf abgeſchloſſene Verträge mit der Maß— 
gabe Anwendung, daß die Zahlungen in Gulden zu bewirken ſind. 


8 5 

(1) Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der SS 1 bis 4 werden mit Gefängnis und mit 
Geldſtrafe bis zu 100 000 Gulden oder mit einer dieſer Strafen beſtraft; im Falle der wiederholten 
Zuwiderhandlung oder in beſonders ſchweren Fällen kann auf Zuchthaus erkannt werden. 

(2) Der Verſuch iſt ſtrafbar. 

(3) Wird die Zuwiderhandlung nur fahrläſſig begangen oder ſind mildernde Umſtände vorhanden, 
ſo tritt nur die Geldſtrafe ein. In beſonders leichten Fällen kann von Strafe abgeſehen werden. 

(4) An Stelle einer nicht einbringlichen Geldſtrafe tritt eine Gefängnisſtrafe nach Maßgabe der 
beſtehenden Vorſchriften. 


8 6 

Eine Zuwiderhandlung liegt auch vor, wenn unter Ausnutzung von Geſtaltungsmöglichkeiten des 
bürgerlichen Rechts oder der in dieſer Verordnung aufgeſtellten Tatbeſtände ein Erfolg erzielt wird, der 
den mit dieſer Verordnung verfolgten Zwecken widerſpricht. 


5 8 7 

(J) Straffrei bleibt, wer in unverſchuldetem Irrtum über das Beſtehen oder die Anwendbarkeit 
der Vorſchriften dieſer Verordnung die Tat für erlaubt gehalten hat. 

(2) Wer aus Mangel an Sorgfalt, zu der er nach den Umſtänden verpflichtet und nach ſeinen 
perſönlichen Verhältniſſen fähig war, die Tat für erlaubt gehalten hat, wird wegen Fahrläſſigkeit 
beſtraft. 

8 8 

(1) Wird im Betrieb eines Unternehmens eine nach den §8 1 bis 4 ſtrafbare Handlung begangen, 
ſo kann gegen den Inhaber oder Leiter eine Ordnungsſtrafe bis zu 100 000 Gulden feſtgeſetzt werden, 
ſofern er nicht nachweiſt, daß er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der ſtrafbaren 
Handlung angewandt hat. 

(2) Die Ordnungsſtrafe wird von der Überwachungsſtelle für den Zahlungsverkehr mit dem 
Auslande (§ 1 der Verordnung über den Zahlungsverkehr mit dem Auslande vom 17. Juli 1935 
[G. Bl. S. 845] /24. Juni 1939 [G. Bl. S. 301]) feſtgeſetzt. Die Feſtſetzung iſt unanfechtbar. 


8 9 

(1) Neben der Strafe können die Werte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht, zu Gunſten 
der Freien Stadt Danzig eingezogen werden, auch wenn ſie dem Täter oder einem Teilnehmer nicht 
gehören; das gleiche gilt von den Werten, die durch die ſtrafbare Handlung gewonnen ſind. Iſt die 
Einziehung eines ſolchen Wertes nicht ausführbar, ſo kann auf Einziehung eines entſprechenden Geld- 
betrages erkannt werden; das Gericht kann dies auch nachträglich durch Beſchluß ausſprechen. 

(2) Iſt der Beſchuldigte abweſend oder kann keine beſtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt 
werden, Jo kann auf Antrag der Staatsanwaltſchaft die Einziehung ſelbſtändig durch Beſchluß des Ge- 
richts ausgeſprochen werden. Gegen den Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


EEE, ——— 
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§ 10 
Zur Aburteilung von Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung findet das Schnellverfahren 
nach $ 212 der Strafprozeßordnung (Verordnung zur Beſchleunigung der Aburteilung von Straf⸗ 
taten vom 19. Dezember 1933 — G. Bl. S. 630 —) auch dann ſtatt, wenn der Beſchuldigte ſich weder 
freiwillig ſtellt noch infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem Gericht zugeführt wird. 


8 11 

(1) Für die Verfolgung der nach dieſer Verordnung ſtrafbaren Handlungen iſt auch die Über⸗ 
wachungsſtelle zuſtändig. 

(2) Wenn der Beſchuldigte eine Zuwiderhandlung gegen dieſe Verordnung vorbehaltlos ein⸗ 
räumt, kann er ſich vor der Überwachungsſtelle der in einer Niederſchrift feſtzuſetzenden Strafe und 
der Einziehung unter Verzicht auf eine gerichtliche Entſcheidung ſofort unterwerfen. Die Unterwerfung 
ſteht einer rechtskräftigen Verurteilung gleich. 

(3) Die Vorſchriften der 88 429 und 440 des Steuergrundgeſetzes vom 22. Juni 1931 (G. Bl. 
S. 497) in der zur Zeit geltenden Faſſung finden ſinngemäß Anwendung. 


8 12 
(1) Die Verordnung tritt am 26. Juni 1939 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über 
die Verwendung des Guldens als Zahlungsmittel vom 22. März 1938 (G. Bl. S. 85) in der zur 
Zeit geltenden Faſſung außer Kraft. 
(2) Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Verordnungen und Verwal⸗ 
tungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für 
erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden und abändernden Inhalts treffen. 


Danzig, den 24. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J 12 68 Huth Dr. Hoppenrath 
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